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Betroffen sind viele – und jeden kann es treffen
Die hier besprochenen „Entscheidungen in medizinischen Grenzbe-
reichen“ sind für alle Akteure emotional sehr belastend. Eine Bein-
amputation, die Einstellung oder Ablehnung einer künstlichen Er-
nährung, die Anwendung von Gewalt bei einer Heilmaßnahme oder 
das Wegsperren und Fixieren eines Menschen müssen wohl überlegt 
sein. 

Erforderlich ist dabei eine intensive und vertrauensvolle Zusammen-
arbeit mit den Ärzten, Pflegekräften, Betreuungsbehörden und den 
Betreuungsgerichten, wobei gegenseitige kritische Fragen nicht aus-
geschlossen werden dürfen. 

Dieser Ratgeber wendet sich zum einen an Betreuer und Vorsorge-
bevollmächtigte. In der Regel unterscheiden sich die Rechte und 
Pflichten beider Personengruppen nicht, so dass der Einfachheit hal-
ber beide Personengruppen angesprochen sind, auch wenn im Text 
nur von Betreuern die Rede ist. 

Darüber hinaus soll auch Ärzten, Pflegekräften, Verwandten und nicht 
zuletzt den Betroffenen eine sachliche und neutrale Informations-
möglichkeit geboten werden. 

Zwar bietet dieser Ratgeber das rechtliche Rüstzeug für alle Beteilig-
ten, die Lektüre kann aber eine individuelle Beratung nicht ersetzen.

Horst Böhm Ulrike Böhm-Rößler

http://www.walhalla.de/
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Abkürzungen

a. A. andere Ansicht

a. a. O. am angegebenen Ort

Abs. Absatz

AG Amtsgericht

AGBtG Bayerisches Gesetz zur Ausführung des Betreuungs-
gesetzes

Az. Aktenzeichen

Aufl. Auflage

BayObLG Bayerisches Oberstes Landesgericht (30.06.06 aufgelöst)

BGB Bürgerliches Gesetzbuch

BGBl. Bundesgesetzblatt

BGH Bundesgerichtshof

BJMV Bundesministerium der Justiz und für Verbraucher-
schutz

BKH Bezirksklinikum, Bezirkskrankenhaus

BtBG Gesetz über die Wahrnehmung behördlicher Aufgaben 
bei der Betreuung Volljähriger (Betreuungsbehörden-
gesetz)

BT-Drucks. Bundestagsdrucksache

BtPrax Betreuungsrechtliche Praxis (Zeitschrift)

BVerfG Bundesverfassungsgericht

bzw. beziehungsweise

DGP Deutsche Gesellschaft für Palliativmedizin

DIMDI-GM Deutsches Institut für Medizinische Dokumentation 
und Information – German Modification

DSM Diagnostics and Statistical Manual of Mental Disorders

EuGHMR Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte

FamFG Gesetz über das Verfahren in Familiensachen und in 
den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
(Familienverfahrensgesetz)

FamRZ Zeitschrift für das gesamte Familienrecht mit 
Betreuungsrecht, Erbrecht, Verfahrensrecht, Öffent-
lichem Recht

http://www.walhalla.de/
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Abkürzungen

FeM Freiheitseinschränkende Maßnahme identisch mit dem 
Begriff freiheitsentziehende Maßnahme § 1906 Abs. 1 
und 4 BGB

FQA Fachstelle Pflege- und Behinderteneinrichtungen – Qua-
litätsentwicklung und Aufsicht (früher: Heimaufsicht)

GG Grundgesetz

GVG Gerichtsverfassungsgesetz

h. M. herrschende Meinung

i. V. m. in Verbindung mit

ICD International Classification of Deseases

IfSG Gesetz zur Verhütung und Bekämpfung von Infektions-
krankheiten beim Menschen (Infektionsschutzgesetz)

JVA Justizvollzugsanstalt 

LG Landgericht

MBO-Ä Musterberufsordnung für Ärzte (Bundesärztekammer)

NJW Neue Juristische Wochenschrift

OLG Oberlandesgericht

PsychKG Gesetz für psychisch Kranke 

Rspr. Rechtsprechung 

Rz. Randziffer

sog. sogenannt

SGB Sozialgesetzbuch

StGB Strafgesetzbuch 

u. ä. Maß-
nahme

unterbringungsähnliche Maßnahme (§ 1906 Abs. 4 
BGB)

VN-BRK 
bzw. 
UN-BRK

Behindertenrechtskonvention der Vereinten Nationen

WHO World Health Organization (Weltgesundheits-
organisation)

WÜK Wiener Übereinkommen über konsularische Beziehungen

ZPO Zivilprozessordnung

ZVR Zentrales Vorsorgeregister der Bundesnotarkammer

http://www.walhalla.de/
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Wichtige Begriffe von A–Z

Begriff Definition

Betreuungs-
gericht

Eine besondere Abteilung des Amtsgerichts, die 
vor allem für Betreuungssachen und Unterbrin-
gungssachen zuständig ist (§ 23c GVG). Eine wei-
tere Abteilung beim Amtsgericht ist beispielsweise 
das Familiengericht (§ 23b GVG).

Beteiligung Das Familienverfahrensgesetz (FamFG) regelt sehr 
genau, welchen Personen eine mit Rechten und 
Pflichten ausgestattete Stellung im Verfahren 
zukommt und zwar in den §§ 7, 8 FamFG für alle 
Verfahren, § 274 FamFG für Betreuungsverfahren 
und § 315 FamFG für Unterbringungsverfahren.

Betreuungs-
behörde, 
Betreuungsstelle

In den Vorschriften des Familienverfahrensgeset-
zes zum Betreuungs- und Unterbringungsverfah-
ren findet sich mehrfach die Bezeichnung „zu-
ständige Behörde“ (z. B. § 274 Abs. 3 FamFG). 
Das Betreuungsbehördengesetz wiederum regelt 
die Zuständigkeit der Behörden für diese Be-
treuungs- und Unterbringungsangelegenheiten. 
In den Ausführungsgesetzen der Länder (z. B. dem 
Bayerischen Gesetz zur Ausführung des Betreuungs-
gesetzes – AGBtG), wird sie den Landkreisen und 
kreisfreien Städten zugewiesen. Die mit den Auf-
gaben konkret betraute Behörde wird gemäß Art. 
2 Abs. 2 AGBtG als Betreuungsstelle bezeichnet. 

Betreuungs-
verein

Ein rechtsfähiger Verein, der offiziell als Betreu-
ungsverein nach Maßgabe des § 1908f BGB aner-
kannt wurde.

Compliance Fähigkeit des Patienten, ärztliche Maßnahmen zu 
akzeptieren und unterstützend zu begleiten.

Einwilligungs-
fähigkeit

Fähigkeit, selbstverantwortlich über tatsächliche 
Eingriffe in eigene Rechte zu entscheiden (körper-
liche Unversehrtheit, Persönlichkeitsrecht, infor-
mationelles Selbstbestimmungsrecht u. a.). Einwil-
ligungsfähig ist, wer Art, Bedeutung, Tragweite 
und Folgen einer Maßnahme erkennen kann (kog-
nitives Element) und fähig ist, seinen Willen frei zu 
bestimmen (voluntatives Element). 

http://www.walhalla.de/
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Wichtige Begriffe von A–Z

Begriff Definition

Geistige 
Behinderung

Geistige Behinderungen sind angeborene oder 
frühzeitig erworbene Intelligenzdefekte verschie-
dener Schweregrade.

Natürlicher 
Wille 

Bringt der Betroffene – egal wie – zum Ausdruck, 
dass er eine Maßnahme ablehnt oder ihr zustimmt, 
genügt dies als natürlicher Wille. Demnach reicht 
ein „Nein“ ebenso aus wie eine Abwehrhandlung. 
Mindestfähigkeiten zur Willensbildung oder 
-umsetzung wie bei der Einwilligungs- oder 
Geschäftsfähigkeit sind nicht erforderlich. 

Patienten-
verfügungs-
gesetz

Drittes Gesetz zur Änderung des Betreuungs-
rechts, das am 01.09.2009 in Kraft getreten ist 
(BGBl. I S. 2286)

Psychische 
Krankheit

Es gibt keine gesetzliche Definition. Der BGH defi-
niert sie als „Störung der normalen Beschaffenheit 
oder der normalen Tätigkeit des Körpers, die 
geheilt, das heißt beseitigt oder gelindert werden 
kann“.

S3-Leitlinie Leitlinien sind auf wissenschaftlicher Basis entwi-
ckelte Entscheidungshilfen für Ärzte und Patien-
ten. Die Bezeichnung S3-Leitlinie als höchste wis-
senschaftliche Stufe darf nur nach Durchführung 
umfangreicher Studien und Prüfungen verliehen 
werden. 

Seelische 
Behinderung

Als seelische Behinderungen sind bleibende psy-
chische Beeinträchtigungen anzusehen, die Folge 
psychischer Krankheiten sein können.

Verfahrens-
pfleger

Hat die Aufgabe, die Interessen des Betroffenen 
im Betreuungs- oder Unterbringungsverfahren 
wahrzunehmen; er wird unter bestimmten gesetz-
lichen Voraussetzungen vom Betreuungsgericht 
bestellt (§§ 276, 317 FamFG). 

Vorsorgevoll-
macht

Die Erteilung einer Vollmacht bewirkt, dass eine 
Willenserklärung, die jemand im Namen des Ver-
tretenen abgibt, unmittelbar für und gegen den 
Vertretenen wirkt. Zur Vorsorgevollmacht wird 
eine Vollmacht, wenn man sie mit der internen 
Absprache für den Fall erteilt, dass man selbst 
nicht mehr entscheiden kann.

http://www.walhalla.de/
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Übersicht: Checklisten

Begriff Definition

Werdenfelser 
Weg

Initiative des Betreuungsgerichts und des Landrats-
amts Garmisch-Partenkirchen zur Vermeidung von 
freiheitseinschränkenden Maßnahmen (Bettgitter, 
Fixierung, Medikamente etc.)

Zentrales 
Vorsorgeregister 
der Bundes-
notarkammer 
(ZVR)

Dort können Vorsorgeurkunden wie Vorsorgevoll-
machten, Betreuungsverfügungen, Patientenver-
fügungen (zusammen mit einer Vorsorgevollmacht 
und seit 01.09.2009 auch ohne Vorsorgevollmacht 
im Zusammenhang mit einer Betreuungsverfügung) 
zur Registrierung angemeldet werden. Vorsorge-
urkunden werden dort jedoch nicht verwahrt, son-
dern nur registriert. 

Zwangsmaß-
nahme, ärztliche

Eine ärztliche Maßnahme, die dem natürlichen 
Willen des Betreuten widerspricht (§ 1906 Abs. 3 
Satz 1 BGB).

Übersicht: Checklisten

Überzeugungsversuch 32

Schwerpunkte zur ärztlichen Zwangsmaßnahme 37

Verfahrensvorschriften bei ärztlichen Zwangsmaßnahmen 50

Eilmaßnahmen nach §§ 331, 332 FamFG 51

Entscheidung über ärztliche Zwangsmaßnahme 54

Sterbehilfe 68

Prüfungsreihenfolge bei lebenserhaltenden Maßnahmen 89

Voraussetzungen für schwerwiegende ärztliche Maßnahmen 96

Voraussetzungen für eine Unterbringung nach § 1906 BGB 118

Zivilrechtliche Unterbringung 119

Örtliche Zuständigkeit der Betreuungsgerichte 125

Beteiligung im FamFG-Verfahren 130

Werdenfelser Weg 171

Unterbringungsähnliche Maßnahmen 176
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1

Betreuer  und Bevollmächtigte 
Adressat und Entscheidungsträger sind in der Regel Betreuer oder 
Bevollmächtigte. Lediglich bei der Sterbehilfe zum Suizid geht es in 
erster Linie um selbstbestimmte Entscheidungen der Betroffenen 
und deren Umsetzung. 

Weitgehende Gleichstellung von Bevollmächtigten und Betreuern 

Der Gesetzgeber hat aufgrund der steigenden Betreuungszahlen 
versucht, die Möglichkeiten der Betreuer auch den Vorsorgebevoll-
mächtigten einzuräumen. Die Chancen mit einer Vorsorgevollmacht 
Betreuungen überflüssig zu machen, wurden dadurch entscheidend 
verbessert. Sowohl bei den Genehmigungen schwerwiegender ärzt-
licher Maßnahmen einschließlich lebenserhaltender Maßnahmen, 
wie auch bei den Unterbringungen, unterbringungsähnlichen Maß-
nahmen und den ärztlichen Zwangsmaßnahmen wurde bestimmt, 
dass die Bevollmächtigten wie Betreuer behandelt werden und als 
Entscheidungsträger in Betracht kommen. 

Genehmigungserfordernisse für schwere Eingriffe gelten auch 
für Vorsorgebevollmächtigte

Allerdings hat der Gesetzgeber die schwerwiegenden Folgen be-
dacht und angeordnet, dass die Vollmachten schriftlich zu erteilen 
sind und die genannten Maßnahmen ausdrücklich umfassen müssen 
(§§ 1904 Abs. 5, 1906 Abs. 5 BGB). Die Umsetzung einer wirksamen 
Patientenverfügung sowie die Entscheidung über Behandlungswün-
sche und den mutmaßlichen Willen außerhalb des Anwendungsbe-
reichs des § 1904 Abs. 5 BGB gelten auch für Bevollmächtigte ent-
sprechend, und zwar ohne Schriftform und Bestimmtheitsgebot 
(§ 1901a Abs. 5 BGB). 

Aus Gründen der Einfachheit ist im Folgenden nur die Rede von Be-
treuern, obwohl auch Bevollmächtigte als Akteure auftreten können.

Kein Verzicht auf betreuungsgerichtliche Genehmigung  in der 
Vorsorgevollmacht  

Unterbringungen, unterbringungsähnliche Maßnahmen, ärztliche 
Zwangsmaßnahmen, lebensgefährliche ärztliche Maßnahmen bzw. 
solche mit längerdauernden und schwerwiegenden Folgen und das 

http://www.walhalla.de/
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Anlaufstellen für individuelle und persönliche Beratung 

1

Unterlassen, Begrenzen und Beenden lebenserhaltender Maßnah-
men sind mit schwerwiegenden Eingriffen in die Menschenwürde 
sowie Freiheits- und Persönlichkeitsrechte verbunden. Das Gesetz 
schreibt daher für sie eine Genehmigungspflicht vor und zwar auch 
dann, wenn ein Bevollmächtigter handelt. 

Werden diese Maßnahmen gegenüber dem einwilligungsunfähigen 
Vollmachtgeber vollzogen, empfindet er sie trotz seiner früheren 
Einwilligung in die Entscheidungskompetenz des Bevollmächtigten 
subjektiv häufig als sehr bedrohlich. In einer derartigen Situation 
soll der Betroffene nicht allein gelassen werden. Deshalb sind Klau-
seln in den Vorsorgevollmachten, die eine Genehmigungspflicht durch 
Verzicht vermeiden wollen, unwirksam. Der Staat hat die Pflicht, die 
Betroffenen vor möglicherweise unzulässigen oder unverhältnis-
mäßigen Eingriffen von Seiten Dritter zu bewahren, wo sie selbst 
nicht mehr dazu in der Lage sind.1

Anlaufstellen für individuelle und persönliche 
Beratung
Bei konkreten Fragen ist es generell möglich, sich an die Mitarbeiter 
der Betreuungsbehörden oder Betreuungsvereine zu wenden. Bera-
tung erhalten Betreuer aber auch bei den Betreuungsgerichten. Dar-
über hinaus kann jeder, der sich auf diese Beratungsangebote nicht 
einlassen will, sich mit seinen rechtlichen Problemen an einen Rechts-
anwalt wenden. Wer für sich selbst zu den hier besprochenen medi-
zinischen Entscheidungen oder generell Vorsorge treffen will, kann 
dies mit einer Betreuungsverfügung, der Festlegung von Betreuungs-
wünschen, einer Vorsorgevollmacht  oder Patientenverfügung bewerk-
stelligen. Dabei kann er sich auch von einem Notar beraten lassen. 

Wichtig: Die fachliche Beratung durch Rechtsanwälte und Notare ist 
kostenpflichtig! 

1 BVerfG, Beschluss vom 10.06.2015, Az. 2 BvR 1967/12.

http://www.walhalla.de/
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Einführung

1

Beratung und Unterstützung

Beratende 
Stelle

Gegenstand der Beratung und rechtliche Grundlagen

Betreuungs-
gerichte 

§ 1908i Abs. 1 Satz 1, § 1837 Abs. 1 BGB

Das Betreuungsgericht berät die Betreuer. Es wirkt 
dabei mit, sie in ihre Aufgaben einzuführen. Zuständig 
sind die Rechtspfleger, sofern es nicht um eine Angele-
genheit geht, die ausschließlich der Richter zu bearbei-
ten hat.

Betreuungs-
behörden 

Das Leistungsspektrum der Betreuungsbehörden ist 
weit gefächert und ergibt sich aus § 4 BtBG.

§ 4 BtBG

(1) Die Behörde informiert und berät über allgemeine 
betreuungsrechtliche Fragen, insbesondere über eine 
Vorsorgevollmacht und über andere Hilfen, bei denen 
kein Betreuer bestellt wird.

(2) Wenn im Einzelfall Anhaltspunkte für einen Betreu-
ungsbedarf nach § 1896 Absatz 1 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs bestehen, soll die Behörde der betroffenen 
Person ein Beratungsangebot unterbreiten. Diese Bera-
tung umfasst auch die Pflicht, andere Hilfen, bei denen 
kein Betreuer bestellt wird, zu vermitteln. (…)

(3) Die Behörde berät und unterstützt Betreuer und 
Bevollmächtigte auf deren Wunsch bei der Wahrneh-
mung von deren Aufgaben, die Betreuer insbesondere 
auch bei der Erstellung des Betreuungsplans.

(Hervorhebungen durch die Verfasser)

Betreuungs-
verein 2

Häufig kann auch ein Betreuungsverein beraten und un-
terstützen. Seine Aufgaben ergeben sich aus § 1908f BGB.

§ 1908f BGB

  (1) Ein rechtsfähiger Verein kann als Betreuungsverein 
anerkannt werden, wenn er gewährleistet, dass er

 � (…)

2

2 Informationen zu den Betreuungsvereinen in individueller Nähe erhält man bei den Be-
treuungsbehörden und über die Internetauftritte der Justiz- bzw. Sozialministerien der 
Länder (z. B. für Bayern: http://www.stmas.bayern.de/sozial/betreuung/bayern.php).

http://www.walhalla.de/
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Anlaufstellen für individuelle und persönliche Beratung 

1

Beratung und Unterstützung

Beratende 
Stelle

Gegenstand der Beratung und rechtliche Grundlagen

 � 2. sich planmäßig um die Gewinnung ehrenamt-
licher Betreuer bemüht, diese in ihre Aufgaben ein-
führt, sie fortbildet und sie sowie Bevollmächtigte 
bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben berät und 
unterstützt,

 � 2a. planmäßig über Vorsorgevollmachten und 
Betreuungsverfügungen informiert,

 � (…  )

 (4) Die anerkannten Betreuungsvereine können im Ein-
zelfall Personen bei der Errichtung einer Vorsorgevoll-
macht beraten.

(Hervorhebungen durch die Verfasser)

Rechts-
anwälte 
(kosten-
pflichtig)

Rechtsanwälte sind nicht nur zur Vertretung vor Gericht 
berufen, sondern können auch außergerichtliche Be-
ratung erbringen. Es gibt sogenannte Fachanwälte 
für besondere Rechtsgebiete (Erbrecht, Familienrecht, 
Medizinrecht, Sozialrecht u. a.). Fachanwälte müssen 
eine intensive Ausbildung absolvieren, bevor ihnen der 
Titel Fachanwalt für … verliehen wird, so dass auch eine 
Gewähr für eine höhere Kompetenz besteht. Anwälte 
sind zur Verschwiegenheit verpflichtet.

Notare 
(kosten-
pflichtig)

Notare sind nicht nur zur Beurkundung (Testament, 
Ehevertrag, Vorsorgevollmacht etc.) berufen, sondern 
auch zur sonstigen rechtlichen Beratung im Rahmen der 
vorsorgenden Rechtspflege. Notare sind ebenfalls zur 
Verschwiegenheit verpflichtet.

http://www.walhalla.de/
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Einführung

1

Gesellschaftliche Relevanz

Auch der Blick auf einschlägige  Statistiken3 zeigt die Notwendigkeit 
eines Ratgebers. Deutschlandweit stehen mehr als 1,3 Millionen 
Menschen unter Betreuung. In Bayern beispielsweise sind die Zahlen 
von insgesamt 185.099 Betreuungsverfahren im Jahr 2008 auf 
187.523 im Jahr 2013 gestiegen – bei 12,6 Millionen Einwohnern. 
Somit kommen 14,88 Betreute auf 1.000 Einwohner Bayerns. Spit-
zenreiter im Ländervergleich ist Nordrhein-Westfalen mit 296.651 
Verfahren im Jahr 2013 und 16,88 Betreuten auf 1.000 Einwohner. 

Diese Zahlen sind neben anderen Faktoren vor allem der demogra-
fischen Entwicklung geschuldet, die sich in Zukunft noch stärker aus-
wirken wird. Die Stagnation der Betreuungszahlen auf hohem 
Niveau darf keine falschen Hoffnungen wecken. Sie ist nur Folge der 
Stärkung der Vorsorgevollmachten , wobei die Zahl derer enorm 
gestiegen ist und ein weiteres massives Ansteigen der Betreuungen 
verhindert hat. Zwar vermeiden Vorsorgevollmachten noch mehr 
Betreuungen, aber nicht den Anstieg der Entscheidungen im medi-
zinischen Grenzbereich. Diesen Entscheidungen muss sich auch der 
Bevollmächtigte stellen, zudem bedarf er betreuungsgerichtlicher 
Genehmigungen. 

Die betreuungsvermeidende Wirkung lässt sich anhand der regist-
rierten Vorsorgevollmachten nachweisen. So existierten 2005 insge-
samt 325.637 registrierte Vorsorgevollmachten, wobei 125.885 Neu-
eintragungen vorgenommen wurden. Im Jahr 2013 waren es bereits 
2.278.556 Vorsorgevollmachten mit 421.962 Neueintragungen. Die 
Erteilung einer Vorsorgevollmacht ist eine sinnvolle Möglichkeit, 
seine Zukunft selbstbestimmt zu regeln. Jedoch müssen die weitrei-
chenden Folgen und Risiken einer Vorsorgevollmacht sorgfältig 
durchdacht werden. Auch für diese Fragen gibt es Beratungsstellen 
(vgl. Seite 15 ff.). 

3 Betreuungszahlen 2012 bis 2013 (Auswertung und Aufbereitung von Horst Deinert), 
http://www.bundesanzeiger-verlag.de/bt-prax/downloads.html#c24670 – Stand: 
10.06.2015.

http://www.walhalla.de/
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Gesellschaftliche Relevanz

1

Für die in diesem Buch behandelten Maßnahmen gibt es folgende 
statistische Zahlen:

Entwicklung der beantragten Genehmigungen 
im Bundesgebiet

Maßnahme 2003 2008 2013

Genehmigung ärztlicher Maßnahmen 
nach § 1904 Abs. 1 und 2 BGB

 3.074  3.707  2.118

Genehmigung zivilrechtlicher Unter-
bringungen nach § 1906 Abs. 1 BGB

43.383 52.811 54.831

Genehmigung zivilrechtlicher Unter-
bringungen nach § 1906 Abs. 4 BGB 
(unterbringungsähnliche Maßnahmen)

74.783 91.823 75.727

Der Rückgang bei den Genehmigungen nach § 1904 BGB ist darauf 
zurückzuführen, dass es seit dem 01.09.2009 keine zwingende 
Genehmigungspflicht mehr gibt, wenn sich der behandelnde Arzt 
und der Betreuer über den „Willen des Betreuten“ einig sind. Der 
erfreuliche Rückgang bei den unterbringungsähnlichen Maßnah-
men resultiert aus einem Umdenken bezüglich der Gefahren und 
Risiken der freiheitsentziehenden Maßnahmen sowie dem Streben, 
auch schwerbehinderten Personen menschenwürdige Lebensbedin-
gungen zu ermöglichen. Ein Musterbeispiel dafür ist der sogenannte 
„Werdenfelser Weg“ (vgl. dazu Kapitel 8, Seite 169 ff.). 

http://www.walhalla.de/
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